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(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Gem. § 13 Abs. 2 i. V. mit § 3 Abs. 2
BauGB wurde die Beteiligung der be-
troffenen Bürger in der Zeit vom
.............. bis zum .............. durchgeführt.
Gleichzeitig wurden die von der
Planung berührten Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gem. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

Möhnesee, den ............................

Gem. § 7 der Gemeindeordnung für
das Land NW und § 2 und § 10
BauGB hat der Rat der Gemeinde
Möhnesee am ................ diesen
Bebauungsplan als Satzung be-
schlossen.

Es wird bestätigt, dass dieser Bebau-
ungsplan mit dem Ratsbeschluss
vom ................ übereinstimmt und
dass das Verfahren gem. § 2  Abs. 1
und 2 Bekanntmachungsverordnung
NW durchgeführt wurde.

Möhnesee, den ..........................

RECHTSGRUNDLAGEN

SatzungsbeschlussBeschluss Bekanntmachung

Karthographische Darstellung

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche

Mit Leitungsrechten zu belastende Fläche

Die Bürgermeisterin

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 1 BauNVO)
Die maximale Bruttogrundrissfläche des Gebäudes inkl. herausstehender Tief-
garagenbereiche darf 420m² nicht überschreiten. Auskragende Balkone werden
nicht inkludiert. 

nicht überbaubare Grundstücksfläche
Garagen, Carports, Terrassen, Stellplätze und Balkone und sonstige Nebenanlagen 
gem. § 14 BauNVO sind innerhalb  dieser Flächen gem. § 23 (5) BauNVO zulässig

 - §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490),

- § 2 Abs. 1 und § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6)

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I. S. 1802)

- Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW 2018)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086)

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBI. I S. 2240)

- Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000
(GV. NRW. 2000 S.568) zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 139)

- Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbuches vom 07.07.1987 (GV. NRW. S. 220), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 14.12.2021 (GV. NRW. S. 1473)

Baugrenzen aus angrenzenden Bebauungsplänen
außerhalb des Geltungsbereiches

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstgrenze (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und 19 BauNVO)

Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstgrenze (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 und § 20 BauNVO)

Maximale Gebäudehöhe in m ü NHN

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie §16-21a BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)
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1.  Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 25 b

" Südlich der Brückenstraße "

vorh. Flurstücksgrenzen

Flurstücknummer

Maßzahl in Metern

C.  SONSTIGE DARSTELLUNGEN

Der Entwurf dieses Bebauungsplanes
mit Begründung hat gem. § 4a Abs. 3
i. V. mit § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom ................... bis ..................... er-
neut öffentlich ausgelegen. Ort und
Zeit der Auslegung sind am .............
ortsüblich bekanntgemacht worden.
Gem. § 4 Abs. 2 BauGB sind die berühr-
ten Behörden und sonstigen Träger
öffent- licher Belange mit Schreiben
vom ................. um Stellungnahme ge-
beten worden.

Möhnesee, den ............................

Die Bürgermeisterin Die BürgermeisterinDie Bürgermeisterin

D.  HINWEISE

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauBG i. V. m. § 1 Abs. 1-10 BauNVO)

A.  FESTSETZUNGEN

Der Rat der Gemeinde hat nach
§ 13 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 1 BauGB
am 08.09.2022 die Aufstellung und
Offenlage der 1. Änderung
des Bebauungplanes Nr. 25 b
" Südlich der Brückenstraße " im
beschleunigten Verfahren beschlossen.

Möhnesee, den ............................

gem. § 9 BauGB

1. Die Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie des Bundesbodenschutz-
gesetzes sind zu berücksichtigen. Insbesondere sind Mutter- und Unterboden zu separieren und
entsprechend der DIN 19731 einer schadlosen Verwertung zuzuführen. Bei der Verwertungsmaß-
nahme dürfen die natürlichen Bodenfunktionen nicht beeinträchtigt sowie schädliche Bodenver-
änderungen nicht hervorgerufen werden. 

2. Alle bauvorbereitenden Maßnahmen sowie der Baubeginn müssen zum Schutz der Brutvögel 
außerhalb der Brutzeit (15. März bis 31. Juli) und Gehölzentnahmen ausschließlich außerhalb der
Brut- und Aufzuchtzeiten, also in der Zeit vom 01. Oktober bis 28./29. Februar durchgeführt werden,
um die Auswirkungen des Eingriffs auf planungsrelevanten Tierarten zu vermeiden. Somit können 
die Gefährdung durch Tötung von Individuen und Störungen während der Fortpflanzungszeit 
(Verbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG) vermieden werden. 
Fällung und Gehölzschnitt ist gemäß § 39 Bundesnaturschutzgesetz in der Zeit vom 1. März 
bis zum 30. September eines Jahres nicht erlaubt.

3. Bei der Durchführung von Bauvorhaben ist darauf zu achten, ob der Erdaushub auf außerge-
wöhnliche Verfärbungen hinweist oder verdächtige Gegenstände beobachtet werden. Ist dies
der Fall, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelräumdienst ist über die
Gemeinde Möhnesee zu verständigen. 
 4. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder
pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Boden-
denkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie
für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), unverzüglich anzu-
zeigen. Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die
Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denk-
malbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung
des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denk-
malschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen
Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann an-
geordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Boden-
denkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück
vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NW).

5. Die nutzbaren Dachflächen der Neubauten sollten in Abstimmung mit der Architektur und 
Baustatik angemessen mit Anlagen zur Nutzung von regenerativen Energien zu bedeckt werden. 
z.B.: Photovoltaik oder Solarthermie.

Gemeinde Möhnesee * Gemarkung Körbecke * Flur 5

Der Satzungsbeschluss ist gem.
§ 10 Abs. 3 BauGB am .........................
ortsüblich bekannt gemacht worden.
Mit dieser Bekanntmachung tritt die
1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 25 b " Südlich der Brückenstraße "
der Gemeinde Möhnesee in Kraft.

Möhnesee, den ..........................

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 u. 3 BauGB i.V.m. § 22 und §23 BauNVO)

Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB) und Abgrenzungen

(§ 1 Abs. 4 und § 16 Abs. 5 BauNVO)

o offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

vorh. Gebäude

Information zur Bebauung außerhalb
des Geltungsbereiches

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

(2) Zulässig sind
  1.   Wohngebäude,
  2.   die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank-
        und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
  3.   Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
        sportliche Zwecke.
(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden
  1.   Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
  2.   sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
  3.   Anlagen für Verwaltungen,
  4.   Gartenbaubetriebe,
(4) Nicht zulässig sind  
  1.   Tankstellen.

Die Bürgermeisterin

Finger Bauplan GmbH

Die Planunterlage entspricht den An-
forderungen des § 1 der Planzeichen-
verordnung vom 18.12.1990. Die Fest-
legung der städtebaulichen Planung ist 
geometrisch eindeutig.

....................., den ..........................

Geltungsbereich angrenzender Bebauungspläne

Nutzungsartengrenze angrenzender Bebauungspläne

Für das Baugrundstück sind zwei Ein- und Ausfahrten in einer Breite
von maximal 4,5m zulässig. Die genaue Lage ist dabei nicht festgelegt.

Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Grundstücksbepflanzungen ohne Lagefestsetzung / Verortung.
Je angefangener 400m² Grundstücksfläche ist ein standortgerechter,
heimischer Laubbaum als Hochstamm in der Qualität 3x verpflanzt
fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei
Abgang ist der jeweilige Baum zu ersetzen.

Die Grundstücksfreiflächen zwischen der öffentlichen Straße und der vorderen Ge-
bäudeflucht (auch als Vorgarten bezeichnet) sind zur Vermeidung von Hochwasser-
schäden besonders bei Starkregenereignissen sowie zum Schutz des Artenreich-
tums und des Mikroklimas von nicht notwendigen Versiegelungen freizuhalten. Die
Flächen sind gärtnerisch (z.B. mit Rasen, Gräsern, heimischen und standortgerech-
ten Stauden und Gehölzen) anzulegen und auf Dauer zu unterhalten.
Die Errichtung von Stellplatzanlagen und Zuwegungen zu Garagen, sowie Hausein-
gänge sind zw. der öffentlichen Straße und der vorderen Gebäudeflucht ist im ange-
messenem Rahmen zulässig. Diese Oberflächen müssen wasserdurchlässig sein. 
Mauern zum Abfangen von Geländeunterschieden sind ebenfalls zulässig.

EINFRIEDUNGEN
Angrenzend, entlang der Brückenstraße, dürfen Einfriedungen die Höhe von
100cm nicht überschreiten. Das gilt auch wenn die Einfriedung nicht direkt auf der
Grenze errichtet wird.

Ein -und Ausfahrt
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB und Abs. 6 BauGB)

Zulässige Dachneigung 

Zulässig sind nur Satteldächer

Offenlage Erneute Offenlage

40 - 45°

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird auf mindestens 2,0 Stellplätze
pro Wohneinheit festgeschrieben. Die Stellplätze für PKW und Fahrräder 
müssen wasserdurchlässig (Ökopflaster) ausgebildet werden.

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Abs. 4 BauO NRW
B.  BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen.
Hier: Heckenartige Bepflanzung mit heimischen Sträuchern
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